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Informationen für Umweltgutachter 1/99


Sehr geehrte Damen und Herren

!

1. Zum Verhältnis zwischen Abteilung 37 NACE-Code und Artikel 2 i der EMAS-Verordnung "Recycling, Behandlung, Vernichtung oder Endlagerung von festen oder flüssigen Abfällen"

Es kommt leider immer noch vor, daß Umwelterklärungen von Standorten, die eindeutig der Abteilung 37 des NACE-Codes oder deren Klassen zuzuordnen sind, von Umweltgutachtern für gültig erklärt werden, die nicht über die entsprechende Zulassung verfügen.

In Abstimmung mit der Rechtsaufsicht deshalb nochmals zur Klarstellung:

Eine im Bescheid ausgesprochene Zulassung für "Recycling, Behandlung, Vernichtung oder Endlagerung von festen oder flüssigen Abfällen" berechtigt nicht zur Gültigkeitserklärung von Umwelterklärungen von Standorten, die Tätigkeiten gemäß Abteilung 37 des NACE-Codes ausüben.

Nach systematischer Auslegung der entsprechenden Passagen in der Verordnung kann nicht davon ausgegangen werden, daß der EG-Gesetzgeber mit der Erfassung des Wirtschaftsbereichs "Recycling" sowohl in Artikel 2 i der EMAS-Verordnung als auch in Abteilung 37 NACE-Code redundante und damit partiell überflüssige Regelungen schaffen wollte. Vielmehr ist davon auszugehen, daß sich beide Vorschriften ergänzen. Abteilung 37 NACE-Code ist daher als die Basisregelung für die Erfassung der Recycling-Wirtschaft anzusehen, während die Nennung des Begriffes "Recycling" in Artikel 2 Buchstabe i der EMAS-Verordnung einen Auffangtatbestand enthält in dem Sinne, daß all diejenigen Recycling-Sektoren des NACE-Codes hiermit erfaßt werden, die außerhalb der Abteilung 37 des NACE-Codes angesiedelt sind. Dies gilt demnach etwa für Kompostierungsanlagen, die nicht von Abteilung 37, sondern von Abteilung 90 erfaßt sind (Unterklasse 90.00.4 der deutschen Klassifikation WZ 93).

Im Rahmen der Aufsicht über Umweltgutachter werden wir für den Fall, daß einzelne Gutachter, die eine Zulassung für Artikel 2 i der EMAS-Verordnung haben, nicht aber für Abteilung 37 des NACE-Codes, und die auch im Bereich der Abteilung 37 validiert haben, in Rechnung stellen, daß sie sich unter Umständen der komplizierten systematischen Auslegung der beiden genannten Vorschriften nicht bewußt waren. Dies gilt nicht, wenn der Umweltgutachter nach dem Zulassungsverfahren erhebliche Zweifel über seine Zulassung für Abteilung 37 haben mußte, beispielsweise, wenn die beantragte Zulassung für diesen Bereich nicht gewährt wurde. Im Wiederholungsfall müssen allerdings schärfere Aufsichtsmaßnahmen in Betracht gezogen werden.

2.
Erste Analyse der Regelaufsicht

Nachdem im Rahmen der Regelaufsicht eine Reihe von Begutachtungsverfahren überprüft wurde, möchten wir auf folgende, häufig angesprochenen Punkte aufmerksam machen:

1. Fehlende Zahlenangaben


Eine Umwelterklärung kann nur für gültig erklärt werden, wenn die Umwelterklärung eine Zusammenfassung der Zahlenangaben über Schadstoffemissionen, Abfallaufkommen, Rohstoff-, Energie- und Wasserverbrauch und gegebenenfalls über Lärm und andere bedeutsame Aspekte, soweit angemessen, beinhaltet.

Gemäß Art. 5 Abs. 3 c) der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ist in die Umwelterklärung eine Zusammenfassung der Zahlenangaben über Schadstoffemissionen, Abfallaufkommen, Rohstoff- und Energieverbrauch aufzunehmen. Über die Anforderung kann sich ein Standort nicht hinwegsetzen. Das Unternehmen kann zwar über seine Informationspolitik selbst bestimmen. Die Pflichtelemente des Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, die auf jeden Fall in die Umwelterklärung aufgenommen werden müssen, werden durch die Selbstbestimmung aber nicht aufgelöst.

Die Einschränkung der Regelung des Art. 5 Abs. 3 c) der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 durch die Formulierung "soweit angemessen" bezieht sich nicht darauf, ob überhaupt Zahlenangaben in die Umwelterklärung aufgenommen werden müssen, sondern darauf, in welcher Form dies zu geschehen hat. So muß es z.B. bei einem größeren Standort nicht notwendig sein, daß aufgeschlüsselte Zahlenangaben zu den einzelnen Produktionseinheiten in die Umwelterklärung aufgenommen werden. Es kann im Einzelfall die Möglichkeit bestehen, daß die Daten "soweit angemessen" zusammengefaßt werden. Es kann sich jedoch auch als notwendig herausstellen, daß eine Differenzierung auf einzelne Produktionseinheiten getroffen werden muß. Gestaltungsspielraum besteht insoweit im Hinblick auf die Darstellung und Erläuterung der anzugebenden Zahlenangaben.

Eine Einschränkung hinsichtlich der Pflicht, Zahlenangaben in die Umwelterklärung aufzunehmen, besteht nur bezüglich des Lärms und anderer bedeutsamer umweltrelevanter Aspekte. Diese Einschränkung ergibt sich jedoch aus der Formulierung "gegebenenfalls" in Art. 5 Abs. 3 c) der Verordnung.

Art. 4 Abs. 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ist in diesem Zusammenhang nicht einschlägig, da er lediglich den Umweltgutachter verpflichtet, Informationen aus dem Unternehmen nicht an die Öffentlichkeit zu geben.

2. Unvollständig dargestelltes Umweltprogramm / fehlende quantifizierte Ziele


Eine Umwelterklärung kann nur für gültig erklärt werden, wenn diese eine Darstellung des Umweltprogramms mit quantifizierten Zielen beinhaltet.

Gemäß Anhang I A Nr. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 hat ein Standort Umweltziele festzulegen, quantitativ zu bestimmen und mit Zeitvorgaben zu versehen. Zur Verwirklichung dieser Ziele ist ein Programm aufzustellen und fortzuschreiben, in dem auch die Verantwortlichkeiten und Maßnahmen/Mittel zur Zielerreichung festgelegt werden. Dieses Programm ist in die Umwelterklärung aufzunehmen.

Sofern geprüfte Umwelterklärungen keine quantifizierten Ziele enthielten, konnte auf Nachfrage in der Regel nicht plausibel dargelegt werden, daß am jeweils in Rede stehenden Standort nicht wenigstens ein Umweltziel hätte quantifiziert werden können. Sofern also, bei objektiver Betrachtung, quantifizierbare Ziele möglich sind, darf erst nach Festlegung quantifizierter Umweltziele eine Umwelterklärung für gültig erklärt werden.

Die Umweltziele müssen gemäß Art. 3c) der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 darüber hinaus im Hinblick auf die kontinuierliche Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes festgelegt werden. D.h. die Quantifizierung muß sich auf die Verringerung der Umweltauswirkungen beziehen. Ein quantifiziertes Ziel wäre insoweit z.B. die Reduzierung der Abfallmenge um X % bezogen auf die Abfallmenge eines Jahres Y. Umweltziele bezogen z.B. auf die Verbesserung des Managementsystems sind dagegen keine Ziele in dem hier verstandenen Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, können aber auch in das Umweltprogramm des Standortes aufgenommen werden.

3. Einhaltung von Rechtsvorschriften


Eine Umwelterklärung kann nur für gültig erklärt werden, wenn die Umweltpolitik die Einhaltung aller einschlägigen Umweltvorschriften sowie die Verpflichtung zur kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes beinhaltet. Eine Umwelterklärung kann nicht für gültig erklärt werden, wenn bei der gutachterlichen Tätigkeit vorliegende Gesetzesverstöße festgestellt werden oder Hinweise auf Gesetzesverstöße erkennbar werden.

Eine dennoch für gültig erklärte Umwelterklärung würde einen relevanten Pflichtverstoß nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 UAG darstellen. Ein Umweltgutachter würde in diesem Fall unter Verstoß gegen die Pflichten nach Artikel 4 Abs. 5 d) in Verbindung mit Artikel 5 Abs. 3 der EG-Verordnung eine Umwelterklärung mit unzutreffenden Angaben und Beurteilungen, insbesondere hinsichtlich der Einhaltung der einschlägigen Umweltvorschriften am Standort, für gültig erklärt haben.

Bei der Auslegung des § 16 Abs 2 Nr. 1 UAG ist davon auszugehen, daß zwar eine validierungsfähige Umwelterklärung nach Artikel 5 Abs. 3 der EG-Verordnung keine ausdrückliche Aussage zur Einhaltung umweltrechtlicher Vorschriften enthalten muß, selbst wenn die Anforderungen an den Inhalt der Umwelterklärung in Artikel 5 Abs. 3 c) und d) der EG-Verordnung hierzu die Möglichkeiten bieten. Dies bedeutet aber nicht, daß Umwelterklärungen keinerlei Aussage über die Einhaltung von Umweltrecht enthalten. Vielmehr geht von jeder validierten Umwelterklärung, nicht zuletzt durch die entsprechende Verpflichtung in der Umweltpolitik, die Aussage aus, daß die umweltrechtlichen Vorschriften zum Zeitpunkt der Validierung eingehalten sind. Gegenstand der Prüfung des Umweltgutachters nach Artikel 4 Abs. 5 d) der EG-Verordnung ist damit in jedem Falle die Einhaltung des Umweltrechts am Standort im Zeitpunkt der Validierung.

Diese Interpretation der Prüfungspflichten des Umweltgutachters nach Artikel 4 Abs. 5 d) der EG-Verordnung ist auch vor dem Hintergrund von Systematik und Sinn und Zweck der EG-Verordnung insgesamt geboten.

Systematisch durchzieht das Gebot der Einhaltung des Umweltrechts am Standort die Verordnung wie ein roter Faden. Das Unternehmen muß sich in seiner betrieblichen Umweltpolitik zur Einhaltung aller einschlägigen Umweltvorschriften verpflichten (Artikel 2 a, Artikel 3 a, Anhang I.A.3 der EG-Verordnung). Die in einem Umweltbetriebsprüfungsprogramm festzulegenden Ziele haben nach Artikel 4 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang II A. auch eine Übereinstimmung mit den einschlägigen Umweltvorschriften einzuschließen. Nach Artikel 8 Abs. 4 der EG-Verordnung ist ein Verstoß gegen einschlägige Umweltvorschriften am Standort für die Eintragung in das Standortregister relevant. Schließlich ist nach dem 5. Erwägungsgrund der Verordnung die Verpflichtung des Unternehmens zur Einhaltung des Ordnungsrechts nicht nur in der Umweltpolitik und dem standortbezogenen Umweltprogramm "festzulegen", sondern auch "umzusetzen". Die genannten Bestimmungen machen deutlich, daß Umweltgutachter schon bei der Validierung der Umwelterklärung die Rechtseinhaltung zu prüfen haben und diese Prüfung nicht der Umweltverwaltung im Rahmen des Registrierungsverfahrens überlassen dürfen. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Artikel 1 Abs. 3, dem Artikel 4 Abs. 5 oder Anhang III.B.1 der EG-Verordnung, wonach die Befugnisse der Umweltvollzugsbehörden unberührt bleiben. Diese Bestimmungen besagen nichts anderes, als daß die Umweltbehörden nicht schon durch die EG-Verordnung bei teilnehmenden und sich selbst kontrollierenden Unternehmen von ihren Überwachungsaufgaben entbunden sind. Hieraus ergibt sich aber nicht umgekehrt, daß das betriebliche Umweltmanagementsystem die Rechtskonformität nicht zu gewährleisten und festzustellen hätte und daß der Umweltgutachter die Richtigkeit dieser Feststellung nicht zu beurteilen und zu validieren hätte.

Auch nach Sinn und Zweck der EG-Verordnung ist die Einhaltung des Umweltrechts schon im Rahmen des Umweltmanagementsytems und bei der Abfassung der Umwelterklärung vom Unternehmen selbst festzustellen und vom Umweltgutachter dementsprechend bei der Validierung der Umwelterklärung zu prüfen. Das betriebliche Umweltmanagementsystem hat keinen Selbstzweck, sondern dient dazu, die Verpflichtungen des Unternehmens in der betrieblichen Umweltpolitik - die u.a. eine Verpflichtung zur Rechtseinhaltung einschließt - zu erfüllen. Ziel der EG-Verordnung ist nach ihrem Artikel 1 Abs. 2 nicht die Einrichtung von Umweltmanagementsystemen. Letztere sind nur das Mittel zur Erreichung des Ziels der kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes. Das Umweltmanagementsystem hat also die tatsächliche Umsetzung der "kontinuierlichen Verbesserung" und der "Rechtskonformität" gleichermaßen zu gewährleisten. Diese Zielerreichung ist Hauptgegenstand der Umwelterklärung und deshalb vom Umweltgutachter zu prüfen.

In diesem Punkt unterscheidet sich die EMAS-Verordnung wesentlich von anderen Umweltmanagementnormen. Auf diesem Zusammenhang fußt im übrigen die Diskussion um Deregulierung und Substitution. Ohne diese Gewährleistung würde der Deregulierungsdiskussion die Grundlage entzogen.

4. Funktionsnachweis des Managementsystems


Eine Umwelterklärung kann nicht für gültig erklärt werden, wenn sich die Beschäftigten nicht über ihre Rolle und Verantwortung bei der Einhaltung der Umweltpolitik und der Umweltziele sowie der Anforderungen des Managementsystems bewußt sind.

Dies soll an folgendem Beispiel erläutert werden. Es stellt sich während der Begutachtung heraus, daß ein Leiter eines Bereiches sich seiner Rolle und Verantwortung innerhalb des Umweltmanagementsystems nicht bewußt ist. Zwar sind der Person Umweltpolitik, Umweltziele und Umweltprogramm des Standorts bekannt. Im Gespräch mit dem Umweltgutachter gibt er aber zu erkennen, daß er sich für die Umsetzung der Umweltpolitik nicht mitverantwortlich fühlt. 


Dieses Verhalten sollte Anlaß sein, die Funktionsfähigkeit des Umweltmanagementsystems zu hinterfragen. Es genügt nicht, in Gesprächen mit dem Betriebspersonal die Kenntnisse der betrieblichen Umweltpolitik abzufragen. Vielmehr muß zumal bei bereichsverantwortlichem Personal auch die Verantwortung und Bereitschaft zur Mitgestaltung erkennbar sein. Das dargestellte Verhalten des Bereichsleiters deutet auf die Nicht-Einhaltung von Anhang I B Nr. 2 "Personal, Kommunikation und Ausbildung" hin. Entsprechende Vorkehrungen zur Korrektur, z.B. Schulungen, müßten vor Gültigkeitserklärung der Umwelterklärung getroffen werden.

5. Umfang der Gespräche am Standort


Der Umweltgutachter hat bei dem Besuch auf dem Gelände Gespräche mit Mitarbeitern aus allen Hierarchieebenen zu führen.

Ein Umweltgutachter hat gem. Anhang III B. der EMAS-Verordnung (EWG) das Gelände des Standortes zu besuchen, wobei insbesondere Gespräche mit dem Personal zu führen sind. Zum Personal gehören auch die Mitarbeiter in der Produktion (siehe Leitlinie des Umweltgutachterausschusses zu den Aufgaben der Umweltgutachter..., 3. überarbeitete Auflage, Oktober 1998, S. 7 f.). Es ist nicht möglich, ein Managementsystem zu beurteilen, indem man nur Interviews mit den Funktionsträgern des Unternehmens führt. Gerade bei Gesprächen mit Mitarbeitern aus der Produktion oder ähnlichen Bereichen kann festgestellt werden, ob ein Umweltmanagementsystem auch tatsächlich gelebt wird.

6. Rückkopplung festgestellter Mängel mit dem Prüfauftrag des Umweltgutachters


Die Behandlung eines Mangels im Zuge einer Standortbegehung ist u.U. nicht schon dadurch abgearbeitet, daß gegenüber dem Standort die aktuelle Abstellung des Mangels gefordert wird.


Zur Erläuterung dient folgendes Fallbeispiel:


Gemäß Art. 4 Abs. 5 c) i.V.m. Anhang III prüft der Umweltgutachter insbesondere "... die technische Eignung der Umweltprüfung oder der Umweltbetriebsprüfung oder anderer von dem Unternehmen angewandter Verfahren...".

Gemäß Anhang I B Nr. 6 und Anhang II ist die Umweltbetriebsprüfung das Instrument, mit dem sämtliche Anforderungen an den Standort durch die Verordnung selbst oder durch rechtliche Vorschriften auf Erfüllung überprüft werden.

Wenn bei der Begutachtung durch den Umweltgutachter Mängel im Hinblick auf die Erfüllung der Anforderungen festgestellt werden, so können diese Mängel auf unterschiedliche Gründe zurückzuführen sein. So kann es sich z.B. um einen akuten Fehler am Standort handeln, wenn ein wassergefährdender Stoff in unzulässiger Weise gelagert wird, weil ein Mitarbeiter aus Unachtsamkeit diese Lagerung zu verantworten hat, er aber durch entsprechende Verfahrensanweisung etc. weiß, daß die Lagerung so nicht zulässig, sondern in entsprechenden Vorrichtungen vorgeschrieben ist.

Der Mangel kann aber auch darauf zurückzuführen sein, daß der Mitarbeiter nichts über die korrekte Lagerung weiß, weil entsprechende Unterweisungen oder Vorkehrungen gar nicht getroffen sind. In diesem Fall handelt es sich nicht nur um einen Fehler im Managementsystem, sondern darüber hinaus um einen technischen Mangel der durchgeführten Umweltbetriebsprüfung. Diese hätte die Ursache für das Fehlverhalten, nämlich das Fehlen entsprechender Unterweisungen und Vorrichtungen, aufdecken müssen.

Bevor die Gültigkeitserklärung der Umwelterklärung erfolgen kann, muß dieser technische Mangel der Umweltbetriebsprüfung durch entsprechende Korrektur im Hinblick auf Ziele, Umfang, Organisation und Ressourcen etc. (Anhang II A - H) der nächsten Umweltbetriebsprüfung behoben sein.

Diese tiefergehende Analyse aufgetretener Mängel gehört zum Prüfauftrag des Umweltgutachters.

7. Gültigkeitserklärung unter Bedingungen


Eine Gültigkeitserklärung unter Festlegung von Bedingungen, die bis zu einem bestimmten Zeitpunkt erfüllt sein müssen, ist nicht zulässig. Zum Zeitpunkt der Gültigkeitserklärung müssen alle Anforderungen der Verordnung erfüllt sein. Mängel sind vor der Gültigkeitserklärung abzustellen.

Eine Umwelterklärung kann gem. Anhang III B Nr. 4 a) der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 nur für gültig erklärt werden, wenn alle Anforderungen am Standort eingehalten werden. Deshalb kann die Umwelterklärung nicht für gültig gezeichnet werden, wenn der Umweltgutachter noch Abweichungen für gegeben hält, die abzustellen sind. Sofern es für erforderlich gehalten wird, daß die Erledigung der Abweichungen dem Umweltgutachter gegenüber dokumentiert werden müssen, ist dies Indiz dafür, daß die Abweichungen so gravierend sind, daß von Nichterfüllung der Anforderungen der Verordnung ausgegangen werden muß.

8. Zeitpunkt der Gültigkeitserklärung


Das Datum der Gültigkeitserklärung einer Umwelterklärung kann nicht zurückdatiert werden.

Gemäß Anhang III, B, Nr. 4 der Verordnung darf eine Umwelterklärung (noch) nicht für gültig erklärt werden, wenn Mängel noch nicht abgestellt sind. Nur eine mängelfreie Umwelterklärung bzw. nur eine gemäß Anhang III Buchstabe B, Nr. 4 mängelfreie Umsetzung der Anforderungen der Verordnung am Standort ist validierungsfähig. 


Zwischen der Vorlage der Umwelterklärung beim Umweltgutachter und der Gültigkeitserklärung wird daher häufig eine zeitliche Differenz liegen, die durchaus mehrere Monate betragen kann, wenn Nachbesserungen in der Umwelterklärung selbst oder in der Umsetzung der Verordnung am Standort erforderlich sind. Die Gültigkeitserklärung hat daher zu dem Datum zu erfolgen, an dem die Mängelfreiheit festgestellt wurde.


Das Zurückdatieren der Gültigkeitserklärung ist nicht zulässig. Ein zurückdatiertes Datum der Gültigkeitserklärung vermittelt den Eindruck, daß zu einem Zeitpunkt die Anforderungen der Verordnung eingehalten wurden, zu welchem dies noch nicht der Fall war.

Soweit durch Mängelbeseitigung die Vorlage und die Validierung der Umwelterklärung zeitlich auseinanderfallen, verlängert dies nicht die Frist zum Abschluß der nächsten Umweltbetriebsprüfung und damit nicht die Frist für den Vorlagetermin der nächsten Umwelterklärung.

9. Gültigkeitserklärung und Prüfvermerk


Eine Umwelterklärung ist mit einer Gültigkeitserklärung zu versehen. Der Gültigkeitserklärung ist ein Prüfvermerk über die Prüfschritte voranzustellen (vgl. Leitlinie des Umweltgutachterausschusses zu den Aufgaben der Umweltgutachter..., 3. überarbeitete Auflage, Oktober 1998, S. 19).

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Racke

